Hermann Meyn – Massenmedien in Deutschland (Neuauflage 2001)

(wichtiges kursiv hervorgehoben)

1. Informations- und Unterhaltungsgesellschaft
Internet kann Zugriff auf Informationen erleichtern, aber auch hier können staatliche Instanzen Zensur ausüben. 

Probleme: Überangebot an Informationen (führt zu Unvermögen d. Rezipienten, Informationen aufeinander zu beziehen und d. Bedeutung abzuwägen; und zu Selbstzweifeln weg. Unvermögen, aktuellen Informationsstand z. erreichen, mangelndes Verständnis f. technische Zusammenhänge)

Weitere Probleme: ‚digital divide’ = Zwei-Klassen-Informationsgesellschaft; künstliche Medienwelten ersetzen unmittelbare Erfahrungen u. Erlebnisse; neue Möglichkeiten (z.B. digitale Bildbearbeitung u. Computeranimation) machen Unterscheidung zw. Wirklichkeit u. Fiktion schwieriger; Zerfall d. Öffentlichkeit, da jeder etwas anderes hört, sieht, liest oder sonst wie konsumiert 

Datenschutz im Internet...

2. Die politische Funktion der Massenmedien in der Demokratie

Demokratie ist Regierung durch Konflikt. Sie ist u.a. dadurch gekennzeichnet, dass sie die in der Gesellschaft auftretenden Spannungen akzeptiert u. versucht, sie rational zu regeln. 

Die Massenmedien bieten die Chance, möglichst viele Staatsbürger mit den politischen und sozialen Auseinandersetzungen zu konfrontieren. Sie stellen für zahlreiche Fragen eine Öffentlichkeit her, in deren Licht die streitenden Gegner sich bewähren müssen (die Sozialpartner, Regierung u. Opposition). 

Presse, Hörfunk, Fernsehen und Film können

· Gegenstände des Konflikts durch Information erst Bewusst machen (z.B. durch Berichte über einen Korruptionsfall),

· für die Parteien ein Forum sein

· oder auch selbst Stellung beziehen.

Die BRD hat ein parlamentarisch-demokratisches Regierungssystem. Parlament und Regierung sollen die Entscheidungszentren sein, wo die Interessen und Vorstellungen aufeinanderstoßen.

Auf die Dauer kann dieses System nur funktionieren, wenn keiner seiner Machtfaktoren – Regierung, Parlament, Parteien, Interessengruppen und Massenmedien – einen anderen völlig beherrscht. Unabdingbare Vorraussetzung ist, dass Presse, Hörfunk, Fernsehen und Film frei sind. 

Im Allgemeinen ordnet man den Massenmedien in der Demokratie drei einander zum Teil stark überschneidende Funktionen zu:

1. Information,

2. Mitwirkung an der Meinungsbildung,

3. Kontrolle und Kritik.

Zu den weiteren Aufgaben zählen Unterhaltung und Bildung.

Massenmedien sollen so vollständig, sachlich und verständlich wie möglich informieren, damit die Staatsbürger in der Lage sind, mit kritischem Bewusstsein das öffentliche Geschehen zu verfolgen. Mit ihren Informationen sollen die Medien dafür sorgen, dass der Einzelne

· seine Interessenlage erkennt,

· die demokratische Verfassungsordnung begreift,

· ökonomische, ökologische, soziale und politische Zusammenhänge versteht

· und über die Absichten und Handlungen aller am politischen Prozess Beteiligten so unterrichtet ist, dass er selbst aktiv daran teilnehmen kann als Wähler, Mitglied einer Partei oder auch einer Bürgerinitiative.

Was der Einzelne heute weiß, beruht höchstens noch zu 20 Prozent auf eigener Erfahrung, 80 Prozent werden ihm durch Presse, Hörfunk und Fernsehen zugetragen. 

Mitwirkung an der Meinungsbildung

Aus dem Grundrecht auf Meinungsfreiheit folgt, dass im Rahmen einer im öffentlichen Interesse geführten Diskussion auch die Äußerung eines Verdachts zulässig sein kann, der sich schließlich nicht beweisen lässt. Der Verdacht darf freilich nicht aus der Luft gegriffen sein.

Kontrolle und Kritik

Wirkungsforschung: Medien haben Thematisierungsfunktion. D.h., dass Rezipienten die Themen für wichtig halten, die in den Medien behandelt werden. ( Journalisten legen (weitgehend) fest, welche Themen wie (ausführlich) und wo auf der Tagesordnung stehen.

Ihre Aufgaben in der Demokratie können die Massenmedien nur unter bestimmten Bedingungen erfüllen:

· Die wichtigsten rechtlichen Sicherungen sind die Verfassungsgarantien für freie Meinungsäußerung und freie Wahl der Informationsquellen.

· Unerlässliche politische Voraussetzungen sind eine Organisation und Struktur, die Vielfalt der Berichterstattung und Kommentierung ermöglichen, sowie ihre Wirksamkeit im Prozess der Meinungs- und Willensbildung.

Öffentliche Meinung:

Publizistikwissenschaftlerin Elisabeth Noelle-Neumann bietet als Beschreibung des wissenschaftlich an: „Öffentliche Meinung ist gegründet auf das Bestreben von in einem Verband lebenden Menschen, zu einem gemeinsamen Urteil zu gelangen, zu einer Übereinstimmung, wie sie erforderlich ist, um zu handeln, und, wenn notwendig, entscheiden zu können.“

3. Geschichte der Pressefreiheit

Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit wurden ähnlich wie zahlreiche andere klassische Freiheitsrechte

· im ausgehenden 18. Jahrhundert erkämpft (USA, Frankreich),

· im Obrigkeitsstaat zeitweilig geduldet (Preußen),

· im totalitären Staat des 20. Jahrhunderts beseitigt (z.B. im NS-Deutschland und in der UdSSR unter Stalin)

· und in den demokratisch regierten Staaten der Gegenwart verfassungsrechtlich gesichert.

Die Pressefreiheit kann als Thermometer gelten, an dem man ablesen kann, wie es um die politische Freiheit in einem Lande überhaupt bestellt ist.

4. Die rechtliche Stellung der Medien

Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit
Verfassungsrechtliche Grundlage der Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit in der BRD bilden die beiden ersten Absätze des Artikels 5 des Grundgesetzes:

(1) „Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.“

(2) „Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre.

Die rechtliche Stellung der Presse ist darüber hinaus in den Pressegesetzen der Bundesländer festgelegt. Zahlreiche Regelungen gelten für alle Massenmedien, so der Rechtsanspruch auf Auskünfte von Behörden.

Redaktionsgeheimnis: 
Beschlagnahmeverbot von in Redaktionen, aber wenn der Journalist einer Tatteilnahme, Begünstigung, Strafvereitelung oder Hehlerei beschuldigt wird, darf Beschlagnahmt werden, der Richter muss abwägen, ob im konkreten Fall der Schutz der Informanten oder die Tat des Journalisten schwerer wiegt.

Sorgfaltspflicht: 

Nachprüfen, ob die Informationen stimmen, beide Seiten zu Wort kommen lassen.

Grenzen der Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit

Meinungs- Informations- und Pressefreiheit enden bei: Art 5 Abs. 2 GG („Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre.“) 

Abwägung zwischen o.g. Freiheiten und Schutz der persönlichen Ehre, Schutz der Persönlichkeit, Schutz des Unternehmens und Schutz des Staates.

Üble Nachrede = Tatsachenbehauptung, die den anderen Herabwürdigt o. Verächtlich macht

Verleumdung = Tatsachenbehauptung wie oben, aber wider besseren Wissen

Beleidigung = Werturteil (z.B. „Hermann Meyn ist ein doofer Stinker“)

Meinungsäußerungen genießen starken verfassungsrechtl. Schutz, weil die Diskussion das Salz der Demokratie ist.

Grenzen für Freiheit der Medien: Nicht nur individuelle Rechte anderer, auch Gefährdung d. Sicherheit d. Staates. (Bsp. Spiegel-Urteil)

Militärische Geheimnisse wie die Ausstattung der Bundeswehr oder taktische Konzepte für den Verteidigungsfall dürfen die Medien nicht veröffentlichen.

Weiterhin strafbar: 

· das Aufstacheln zur Führung eines Angriffskriegs

· das Auffordern zu Gewaltmaßnahmen gegen Minderheiten wie Juden, Asylbewerber und Ausländer

· das Verherrlichen oder Verharmlosen von Gewalttätigkeiten gegen Menschen

· das Aufrufen zur Begehung von Straftaten oder

· die Werbung für eine terroristische Vereinigung.

Gegendarstellung: Gegendartstellungen sollen Waffengleichheit zwischen Massenmedien und den Betroffenen (private u. juristische Personen, auch Behörden, Gerichte u. Parlamente) schaffen.
Gegendarstellung nur: Tatsachenbehauptungen gegen Tatsachenbehauptungen; kein Recht auf Gegendarstellung bei Meinungsäußerungen.

Muss an gleicher Stelle wie Ursprünglicher Text erscheinen, ohne Änderungen, aber Redaktion darf Vor- o. Nachwort vorausstellen bzw. anhängen.

5. Entwicklung und Struktur der Presse seit 1945

Lizenzpresse in den vier Besatzungszonen

Phasen des Neuaufbaus durch die Alliierten:

1. Totales Verbot auf dem Gebiet des Informations- und Unterhaltungswesens, Schließung aller Zeitungsbetriebe,

2. Herausgabe von Militärzeitungen

3. Herausgabe von deutschen Zeitungen unter alliierter Kontrolle. (Lizenzpresse)

Aufgaben der Lizenzpresse: Umerziehung d. deutschen Volkes zur Demokratie, weg von Nationalsozialismus u. Militarismus. 

Träger sollten politisch unbelastet sowie fachlich als Treuhänder und Interpreten der Politik der Besatzungsmächte geeignet sein. Verleger und Journalisten, die während des NS-Regimes an einer legal erscheinenden Zeitung gearbeitet hatten (auch wenn sie nicht NSDAP-Mitglied waren), schieden von vornherein aus. Westliche Besatzungsmächte unterstützten Föderalismus, deshalb zunächst Aufbau lokaler und regionaler Medien.

Bei der Vergabe von Lizenzen verfuhren die Alliierten unterschiedlich. 

In DDR: Presse war von staatlichen Organen weisungsabhängig, Berufszugang für Journalisten wurde staatlich kontrolliert, Allgemeine Deutsche Nachrichtendienst (ADN) hatte Monopol. Vorzensur erübrigte sich wegen umfassender Anleitung der Journalisten durch Abteilung für Agitation und Propaganda des Zentralkomitees der SED.

Erst ab Mitte der 80er: Presse im Untergrund, die DDR-Kritisch war. Politische und Publizistische Rolle im Hinblick auf die Wende.

Gegenwärtige Struktur

Strukturmerkmale der Presse in der BRD:

· privates Eigentum

· hohe Zahl von Zeitungstiteln

· lokale Bindung vieler Tageszeitungen

· starke Position der Regionalzeitungen

· wenige überregionale Blätter

· reiches Zeitschriften-Angebot

· schwach entwickelte Parteipresse

· Anzeigenabhängigkeit

· Konzentration

Doppelcharakter der Presse: Dienen der Allgemeinheit (Zuerkennung öffentl. Aufgaben in Pressegesetzen) vs. Gewinne machen. Schon 1915 machte der Leipziger Nationalökonom und KMW-Pionier Karl Bücher auf diese Schizophrenie aufmerksam.

Zwei Märkte: Lesermarkt und Anzeigenmarkt. Zusammenhang: hohe Leserzahlen bringen hohe Anzeigenerlöse, hohe Anzeigenerlöse ermöglichen niedrigen Bezugspreis der Zeitungen und anspruchsvolles journalistisches Produkt. In den letzten Jahren: Auflagen sinken und Anteil am Werbekuchen geht zurück, Zeitungen und Zeitschriften versuchen Kosten für Redaktion zu senken und neue, für die Anzeigenkunden interessante Kunden zu gewinnen (Zielgruppenorientiert!) 

Zeitungen und Zeitschriften: Finanziert aus Abonnement/Straßenverkauf und Werbung.

Regionale Tageszeitung 70 % d. Umsatz aus Anzeigen (50er Jahre: 30 %); Zeitschriften 80 %. Risiko: Abhängigkeit von Wirtschaftslage

Allgemeine Faustregel: Verlust bei Anzeigen-Umsatz von

· 10 % gefährdet Existenzfähigkeit,

· 20 % führt zu Einstellung d. Zeitung

Effekt: Größtenteils Zeitungen mit Inhalten, die für die Werbung interessante Zielgruppen ansprechen.

Eigentumsstruktur
Seit drei Jahrzehnten: Bei deutschen Tageszeitungen Trend zu größeren Betriebseinheiten; gleichzeit. hat sich bei Abonnementspresse Umfang etwa verdoppelt. 

Hohe Auflagen werden von Axel-Springer-Verlag, Verlagsgruppe Westdeutsche Allgemeine Zeitung (WAZ), Verlagsgruppe Stuttgarter Zeitung, DuMont Schauberg, Gruner+ Jahr, Verlagsgruppe Süddeutsche Zeitung: zusammen 45 % d. Auflage aller Tageszeitungen.

Vorteile von Pressekonzernen:

· Senkung von Herstellungskosten (Kosten für Redaktion und große Teile der technischen Herstellung und des Vertriebs sind fix; d.h. bei höherer Auflage effektivere Auslastung)

· Anzeigen billiger anbieten

· Sparen von Verwaltungskosten und Anzeigen gemeinsam akquirieren

· Verteilung d. Risiko

Für Werbekunden: Tausenderpreis (Preis für eine Anzeigenseite je 1.000 verkaufte Exempl.) fällt mit höherer Auflage

Pressekonzerne

Tageszeitungen: über 40 % bei fünf Verlagsgruppen; Publikumszeitschriften ca. 60 % bei vier Unternehmen (1/3: Bauer-Verlag)

Axel-Springer: (Eigner: Springer-Erben mit 50 % und eine Aktie; 40,05 % Kirch-Gruppe [stand 2000!]; Rest Kleinaktionäre): Größter Zeitungsverleger Europas. 1999 Umsatz 5,2 Milliarden Mark; Überschuss: 295 Millionen Mark (ca. 150 Millionen Euro)

Bertelsmann AG: Größter Medien-Konzern Europas; Funk und Fernsehen. Umsatz über 29 Milliarden Mark (ca. 15 Milliarden Euro) davon mehr als die Hälfte im Ausland; während NS-Zeit war C. Bertelsmann Verlag größter Produzent von propagandistischem Lesestoff für Frontsoldaten.

Gruner + Jahr (74,9 % gehören Bertelsmann; John Jahr hält noch eine Sperrminderheit); 1999 Umsatz über 5 Milliarden Mark (2,5 Milliarden Euro). 

Bauer-Verlag: Ganz in Familienbesitz, Unterhaltungszeitschriften; Verlage für Fachzeitschriften.

Burda-Verlag: (Umsatz 1999: 2,2 Milliarden Mark entspr. 1,1 Milliarden Euro); Kapital von 50 Millionen DM ist 100 % Eigentum der Burda-Familie. 

Holtzbrinck GmbH: (Umsatz: über 3,5 Milliarden Mark, also 1,7 Milliarden Euro) Verlage, Tageszeitungen 

WAZ: Gehört Zeitungsverlagsgesellschaft E. Brost & J. Funke; in Tagespresse an zweiter Stelle, mit Umsatz von 3,7 Milliarden Mark (1999).

Wie viel Macht durch Pressekonzentration?

Bildung von wenigen, großen Pressekonzernen schränkt Anzahl der Informationsquellen für Bürger ein; Gefahr: wenn mehrere Zeitungen in einem Verlag erscheinen ( Unterordnung unter Willen des Verlegers (Möglich, nicht zwangsläufig)

Großverlage haben bessere Wettbewerbschancen als kleine, können z.B. kleine Konkurrenten  mit Dumping-Preisen in Ruin treiben. 

Presse-Fusions-Kontrolle (seit 1976): Bundeskartellamt muss Zusammenschlüsse von Presseunternehmen, welche gemeinsam mehr als 25 Millionen Mark pro Jahr umsetzen, genehmigen. 

Problem: wegen Mindestumsatz von 25 Millionen Mark greift Kontrolle nicht immer. Außerdem können Schließungen nicht verhindert werden (obwohl mehrere Zeitungen für breites Informationsspektrum wichtig)


6. Die duale Rundfunkordnung

Bundesländer sind grundsätzlich für Regelung von kulturellen Angelegenheiten zuständig. Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) gelten als Kulturgut. Seine Rechtsordnung von den Ländern festgelegt (Ausnahme: Deutsche Welle ( Auslandsrundfunk). 

Prinzip der dualen Rundfunkordnung:

Grundversorgung: Öffentlich-Rechtliche Sender, weil (technisch gesehen) Erreichen aller fast aller Haushalte; und wegen Gebührenfinanzierung nicht so stark von Einschaltquoten abhängig. 

An privaten Rundfunk werden nicht die gleichen, hohen Ansprüche gestellt (in Bezug auf Vielfalt und Programmangebot)

7. Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
Deshalb: Anstalten des öffentlichen Rechts. Diese

· entstanden durch Landes- bzw. Bundesgesetze oder Staatsverträge

· sind von behördlicher Fachkontrolle freigestellt, (die meisten jedoch nicht von staatlicher Rechtsaufsicht)

· sind mit Selbstverwaltungs-Befugnissen ausgestattet

· finanzieren sich aus Gebühren (ursprünglich ausschließlich), heute auch aus Werbeeinnahmen

In ‚Arbeitsgemeinschaft der Öffentlich-Rechtlichen Rundfunkanstalten der BRD’ (( ARD) seit 1950 alle Landesrundfunkanstalten zusammengeschlossen.

Landesrundfunkanstalten verbreiten daneben: bis zu fünf Hörfunkprogramme, ein (teilweise gemeinsam mit anderen Anstalten) Fernsehprogramm und einer Teil im Regionalfernsehen der ARD (zwischen 17.25 und 20 Uhr)

Aufsicht: Intendant für Programm verantwortlich. Intendant wird kontrolliert von: Rundfunk- und Verwaltungsräten, teilweise von Programmbeiräten. Zusammensetzung: Parteien, Gewerkschaften, Kirchen, Arbeitgeberorganisationen, kulturelle Institutionen, gesellschaftlich relevante Gruppen. 

Unterhaltung UND Information ( bei öffentlich-rechtlichen: Ausgewogenheit besonders wichtig.

Kritik an den Rundfunkanstalten

These von der Linkslastigkeit des öffentlich-rechtlichen Fernsehens lässt sich pauschal nicht halten.

Feststellung mehrer Rechnungshöfe: Anstalten gehen zu verschwenderisch mit Geld um.

8. Privatfunk

Fernsehen

Privater Rundfunk finanziert sich nur durch Werbeeinnahmen (Ausnahme: Pay TV). 

Relevante Zielgruppe für Werbung: 14 –49 Jährige (Auswirkungen auf Programmangebot)

Wirtschaftlich gesehen: Privatfernsehen nicht rentiert, nur RTL und Pro 7 haben Anlaufverluste ausgeglichen; insgesamt bei Privatfernsehen: mehr als 10 000 Arbeitsplätze, davon gut 5000 Journalisten (2000)

Auch Informationssendungen, die sich teilweise mit öffentlich-rechtlichen Angeboten messen lassen können (z.B.: Spiegel TV), meistens aber in privaten Informationssendungen: Human-Touch-Themen (bei ARD und ZDF: politische Themen und gesellschaftlich relevante Kontroversen).

Ethisch/Moralisch Problematisch: Reality TV á la Big Brother.


Hörfunk
Programm-Herstellung billiger als Fernsehen. Bestimmte landesweite Wellen übertrumpfen öffentlich-rechtliche Programme (z.B. Radio FFN, RSH Radio Schleswig Holstein, Antenne Bayern und Radio Hamburg). Andererseits: Viele Lokal-Sender stellten Betrieb wieder ein. 

Bei Privat-Radio: Musikanteil sehr hoch. Viele Sender haben bestimmte Musik-Klangfarbe.

Viele Spartensender (bes. Berlin)

Insgesamt: Durch Vielzahl der Radiosender ist keine große inhaltliche oder musikalische Bandbreite entstanden. Journalistische Beiträge spielen (außer bei Nachrichten und Verkehr) untergeordnete Rolle, und haben meistens Boulevard-Charakter)

Landesmedienanstalten
Landesmediengesetze regeln in Bundesländern Zulassung privater Hörfunk- und Fernsehveranstalter und auch Aufsicht. Ähnlich den Rundfunkräten bei den öffentlich-rechtlichen sind dafür Gremien (gebildet mit den gesellschaftlich wichtigen Gruppen). Ausnahmen: Berlin-Brandenburg und Sachsen (nach der Änderung des Landesmediengesetzes) bestehen Landesmedienanstalten aus Mitgliedern der Parlamente. 

Bei Vergabe von Lizenzen zur Veranstaltung von Hörfunk und Fernseh-Programmen: Neben Vielfalt muss Landesmedienanstalt auch auf Wirtschaftlichkeit achten. Anbieter, die neue Arbeitsplätze für Region in Aussicht stellen, haben z.B. bessere Chancen, Kanäle und Frequenzen zu bekommen.

9. Konkurrenz zwischen den Medien

Presse und Fernsehen
Grundsätzlich: Presse und Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) Konkurrenten, da beide auf Befriedigung ähnlicher Bedürfnisse abzielen (Unterhaltung, Information, Bildung.

Weil aber Mittel unterschiedlich sind, herrscht publizistisch gesehen nur mit Einschränkungen ein Wettbewerb. Jedes Massenmedium hat so beträchtliche Vor- und Nachteile, die sich zum großen Teil aus der jeweiligen Technik ergeben, dass in absehbarer Zeit nicht mit der Verdrängung des einen Mediums durch ein anderes zu befürchten ist:

In Teilbereichen: Wettbewerb zwischen Presse und Rundfunk ( in der Verbreitung aktueller Informationen.

Film und Fernsehen
Zwischen Film und Fernsehen herrscht wirklicher Wettbewerb, klar zugunsten des Fernsehens. Neben der Konkurrenz durch das Fernsehen ist Krise des Films besonders auch Krise des deutschen Films.

Öffentlich-rechtlicher kontra privater Rundfunk

Heute: Konkurrenzkampf zwischen Privaten und Öffentlich-Rechtlichen (Obwohl sich beide Systeme in der Finanzierung und im Auftrag grundlegend unterscheiden: Öff.-Rechtl. ( am Gemeinwohl orientiert, aus Gebühren finanziert, muss den Erwartungen aller gerecht werden, gleichzeitig auch Teilsegmente bedienen; auf der anderen Seite der auf Gewinnmaximierung bedachte Privatfunk, allein durch Werbung finanziert, daher ständiges ringen um hohe Marktanteile.

( Bezüglich der Hoffnung auf mehr Informationsfreiheit durch mehr Auswahl unter den Privaten – nicht erfüllt. Z.B. sendete das deutsche Fernsehen 1999 fast jede dritte Sendeminute eine Wiederholung, 

( öffentlich-rechtliche spüren die harte Konkurrenz, RTL lange Zeit erfolgreichster Deutscher Sender.

Kurz die aktuellen Zahlen (erstes Quartal 03)

RTL:
 15,8 Prozent Marktanteil

ARD:
 14,3 Prozent Marktanteil

ZDF:
 13,7 Prozent Marktanteil

Sat1:
  9,8 Prozent Marktanteil

Pro 7:
  7,1 Prozent Marktanteil

Zielgruppe der 14-49 Jährigen (nur Private):

RTL:
19,5 Prozent M.

Pro 7:
12,3 Prozent M.

Sat1:
11,1 Prozent M.

10. Die Informationsquellen

Nachrichtenagenturen

Für Berichterstattung stehen den Medien drei Möglichkeiten offen: eigene Korrespondenten (haben öffentlich-rechtliche, große private Sender, und Auflagenstarke Zeitungen, Zeitschriften und Wochenzeitungen); Korrespondenzbüros und Nachrichtenagenturen. Die meisten mittleren und kleineren Zeitungen sind ganz auf Agenturen angewiesen.

(Untersuchung d. Institutes für Demoskopie in Allensbach:) Blätter mit Auflagen unter 50.000 Stück veröffentlichen zu 35 % Agenturmeldungen unredigiert, zwischen 50.000 und 200.000 zu 14 % unredigiert und bei Auflagen über 200.000 zu 8 %.

Lebenslauf einer Agenturmeldung (am Bsp. dpa): Korrespondent nimmt an Ereignis teil ( K. formuliert Meldung und schickt sie an zuständiges Büro ( redigieren und kürzen ( von dort i. d. Zentralredaktion ( redigieren und kürzen ( an den Kunden

dpa: wichtigste Informationsquelle für Massenmedien in Deutschland; 1949 entstanden aus d. 3 Nachrichtenagenturen der westlichen Besatzungsmächte, Eigentümer: Verleger und Rundfunkanstalten (( Wählen einen Aufsichtsrat, dieser bestimmte Geschäftsleitung und Chefredakteur).

Andere Agenturen: ddp (Deutscher Depeschendienst); ap (associated press); Reuters; afp (agentur france press)

Spezial Agenturen: epd (Evangelischer Pressedienst); kna (Katholische Nachrichtenagentur); vwd (Vereinigte Wirtschaftsdienste); sid (Sportinformationsdienst)

Darüber hinaus: Presse- und Informationsdienste von Parteien, Verbänden, Einrichtungen und Privatpersonen 

( best. Zeitschriften (Spiegel, Stern, Zeit) nutzen Agenturen nur zur ersten Orientierung, und setzten dann großen Stab von eigenen Journalisten ein.

Pressestellen

Staatliche u. private Pressestellen sind ergiebige Informationsquellen.

Das Presse- u. Informationsamt der Bundesregierung informiert die Bundesregierungen über d. Verlautbarungen d. aus- und inländischen Presse (( Hörrohr der Bundesregierung), Information der Organe der öffentlichen Meinungsbildung ((Sprachrohr der Bundesregierung);

Dem Amt steht der dem Bundeskanzler direkt unterstellte Regierungssprecher vor (Vorrecht des Kanzlers, den Sprecher auszuwählen).

    11.
Journalisten

Der Beruf des Journalisten
In BRD: rund 60.000 Journalisten hauptberuflich für Zeitungen und Zeitschriften, für Hörfunk und Fernsehen, Nachrichtenagenturen oder als freie Mitarbeiter auf Honorarbasis. Organisiert sind im Deutschen Journalisten-Verband (DJV) über 35.000, in der IG Medien über 25.000.

Berufsbild nach Deutschem Journalisten-Verband:

Journalist ist, wer

· hauptberuflich

· produktiv oder dispositiv (= technische Planung des redaktionellen Teils, gegliedert nach Ressorts)

· Informationen sammelt, auswertet und/oder prüft und Nachrichten unterhaltend, auswertend und/oder kommentierend aufbereitet,

· sie in Wort, Bild und/oder Ton

· über ein Medium an die Öffentlichkeit vermittelt

· oder den publizistischen Medien zu dieser Übermittlung bereitstellt

12. Wirkung der Medien

Der Kommunikationsprozess
Wie Massenmedien auf die öffentliche Meinung wirken, ist erst seit Ende der 60er auf festes wissenschaftliches Fundament gestellt worden. 

Wissenschaftler sind zu Erkenntnis gekommen: Erhebliche Wirkung der Massenmedien auf die Bevölkerung. Gleichzeitig: Befreiung der Medien von dem Ruf, Überbringer schlechter Nachrichten zu sein.

Reichweite und Zeitaufwand für die Nutzung aktueller Medien 180 bis 1995

(in % der Gesamtbevölkerung / montags bis samstags / alte Bundesländer)

	
	1980
	1985
	1990
	1995

	Reichweite in %:

Fernsehen ..........................................

Hörfunk .............................................

Tageszeitung .....................................
	77

69

76
	72

76

73
	81

80

75
	81

75

68

	Zeitaufwand im Durchschnitt (Min.:)

Fernsehen ..........................................

Hörfunk .............................................

Tageszeitung .....................................

die drei Medien gesamt

	125

135

38

286
	121

154

33

295
	133

177

30

327
	145

155

31

318


Menschen, die viel fernsehen, haben im Durchschnitt eine Nutzungsdauer von ca. sechseinviertel Stunden pro Tag. Sie zeichnen sich aus durch: höheres Alter, niedrigen sozio-ökonomischen Status (geringe Bildung, Arbeitermilieu) und Einsamkeit (Verlust des Partners).

Wissenszuwachs: 

Medien verbreitern Wissenskluft zwischen den oberen und unteren Schichten der Gesellschaft. Wer bereits gut informiert ist, weiß auch am besten, wo er zusätzlich Informationen findet; er kann aus dem Angebot am besten auswählen, Wichtiges von Unwichtigem trennen und neues Wissen einordnen. Hingegen kann der schlecht Informierte auch mit neuen Informationen schlecht umgehen. D.h.: Informations-Elite vs. Nicht-Informierte.

13. Medien und Politik

Der Mainzer Politikwissenschaftler Hans Mathias Kepplinger stellt die These auf:

„Bis Mitte der Sechzigerjahre hat sich die Mehrheit der Journalisten als neutrale Vermittler verstanden. Seither sieht sich ein wachsender Teil als engagierte Kritiker, die selbst Kritik üben und ihre Aufgabe darin erblicken der Kritik anderer Ausdruck zu verleihen. Diese Entwicklung war mit einer Änderung des Begriffs der Kritik verbunden. Als kritisch galt früher ein Journalist, der eine Meldung erst publizierte, wenn er ihre Richtigkeit festgestellt hatte. Heute gilt ein Journalist als kritisch, wenn er über negative Sachverhalte berichtet bzw. sie als negativ darstellt.“

( Das fördert negative Weltsicht bei Rezipienten.

Beziehungsspiele zwischen Journalisten und Politikern

Hintergrundgespräche zwischen Politikern und Journalisten können das Ziel haben:

· Zusammenhänge zu erläutern 

· Pläne in die Öffentlichkeit bringen, um deren Echo kennen zu lernen

· Verständnis für die eigenen Interessen zu wecken

Der Journalist weiß nie, ob der Politiker es ernst gemeint hat, oder ob er ihn für seine Interessen eingespannt hat.

Unter eins: Äußerungen dürfen veröffentlicht werden.

Unter zwei: Äußerungen dürfen ohne Namen des Informanten veröffentlicht werden (Bsp.: Aus Regierungskreisen)

Unter drei: Äußerungen dürfen nicht veröffentlicht werden, sind nur zur Hintergrundinformation des Journalisten gedacht.

14. Erfüllen die Massenmedien ihre politischen Funktionen?
Drei Politische Funktionen sollen die Massenmedien erfüllen:

1. Information

2. Mitwirkung an der Meinungsbildung

3. Kontrolle und Kritik

Die einzelnen Zeitungen und Zeitschriften, Hörfunk- und Fernsehprogramme leisten dies recht unterschiedlich. Ob sie ihre demokratische Aufgabe ausreichend wahrnehmen, damit das politische System so funktioniert, wie es soll, ist letztendlich eine Ermessensfrage.

In Konfliktfällen müssen Journalisten abwägen zwischen Informationspflicht und anderen Grundrechten, z.B. Würde des Menschen, Persönlichkeitsschutz.

Politisch stehen den Massenmedien manche Hürden im Weg, vor allem

· die Tendenz der Presseämter, der Parteien und Verbände, die Journalisten einseitig zu unterrichten,

· die mangelnde Auskunftsbereitschaft der Behörden,

· die Möglichkeit der Parteien und Interessengruppen, über die Rundfunkgremien auf Personalpolitik und Programmgestaltung der öffentlich-rechtlichen Anstalten einzuwirken,

· die Pflege politischer Tabus.

Wirtschaftlich begrenzen bes. folgende Faktoren die Medien:

· Abhängigkeit von Anzeigenaufträgen und Werbespots,

· Abhängigkeit der Journalisten vom Verleger,

· Einflussmöglichkeiten großer Presse-Konzerne auf andere Verlage,

· Abhängigkeit der Zeitungen und Zeitschriften von der Zahl der Käufer, und des Hörfunks und des Fernsehens von Einschaltquoten.

Aus Mangel an Zeit, Trägheit und politischem Desinteresse kann der Einzelne die Berichte aller Medien gar nicht zur Kenntnis nehmen. Deshalb ist es nötig, dass ihn die einzelne Zeitung oder Zeitschrift, das einzelne Hörfunk- oder Fernsehprogramm jeweils so umfassend informiert wie möglich – keine Frage von Quantität, sondern von Qualität.

In Zukunft kommt es darauf an:

· die Zahl der Informierten zu erhöhen,

· die Menge der Informationslücken zu vermindern.
� Bei gleichzeitiger Nutzung von zwei Medien wurde für diesen Stellenwert jeweils nur ein Medium gezählt.





